
Dresden (ddp). Im Skandal um ver-
gammeltes Wildfleisch fordert Gesund-
heitsministerin Helma Orosz (CDU) ei-
ne rasche Aufklärung durch den baye-
rischen Amtskollegen. Zum Schutz der
sächsischen Verbraucher sei die zügige
Übermittlung von entsprechenden In-
formationen sehr wichtig, hieß es ges-
tern aus dem Sozialministerium in
Dresden.

Bislang wurde von den zuständigen
bayerischen Behörden lediglich eine
sächsische Handelseinrichtung ermit-
telt, die mit den beanstandeten Erzeug-
nissen der Firma Berger Wild beliefert
wurde. Bei der sofort vorgenommenen
amtlichen Kontrolle wurden auch Wa-
renrestbestände gefunden, die nach
Bayern zurückgesandt wurden.

Außerdem sei nicht auszuschließen,
dass auch bereits in Verkehr gebrachte
Wildfleischerzeugnisse, die bisher
nicht aufgefallen seien, Anlass zu Bean-
standungen geben könnten. Daher soll-
ten die Verbraucher Produkte der Fir-
ma Berger in die Verkaufsstellen zu-
rückbringen. Zudem empfiehlt das So-
zialministerium Handelseinrichtungen,
die über Warenbestände der Firma
Berger Wild verfügen, das zuständige
Lebensmittelüberwachungs- und Vete-
rinäramt zu informieren. Dieses über-
prüfe vor Ort, ob die Erzeugnisse auf
der von Bayern übermittelten Bean-
standungsliste aufgeführt seien und
werde die gegebenenfalls erforderliche
Rücksendung nach Bayern amtlich
überwachen.

2005
jetzt zugelassen und das Hauptverfah-
ren vor dem Schöffengericht in Oschatz
eröffnet worden. Die Hauptverhand-
lung soll am 7. März beginnen. Vorläu-
fig wurde ein Verhandlungstag ange-
setzt, so Denk. Die Anklage gegen
Bernd-Dieter Lehmann lautet auf Un-
treue in 32 Fällen, in 26 Fällen in Tat-
einheit mit Betrug. Zu Grunde liegen
die Ermittlungen der sächsischen Anti-
Korruptionseinheit Ines.

Erfurt (dpa). Die Thüringer Landesre-
gierung verurteilt Pläne zum Wieder-
aufbau eines Denkmals für die Waffen-
SS im Eichsfeld. Bei dem angestrebten
Ehrenmal auf dem Grundstück eines
Vorstandsmitglieds der Thüringer NPD
gehe es nicht um Erinnerung, sondern
um politische Instrumentalisierung
durch Extremisten, sagte Regierungs-
sprecher Uwe Spindeldreier gestern.
Das Denkmal stand bis 2004 in Marien-
fels (Rheinland-Pfalz), wo es zerstört
wurde.

Von ANDREAS FRIEDRICH

Leipzig. Es dauert eine Weile, bis Uwe
Hanus versteht, was gemeint ist. Schon
das Zögern des Mathe-Physiklehrers der
57. Mittelschule in Leipzig deutet darauf
hin, dass es an den Schulen andere Pro-
bleme gibt, als die bevorzugte Sprache
auf dem Schulhof. Besagte Mittelschule
ist mit 28,5 Prozent die Einrichtung mit
dem höchsten Ausländeranteil in Sach-
sen. Die internationalen Schulen ausge-
nommen. Eine Deutschpflicht, wie sie
sich eine Realschule in Berlin-Wedding
mit 90 Prozent Ausländern auferlegte,
gibt es an der 57. in Leipzig nicht. Und
auch sonst nicht in Sachsen. Obwohl es
möglich wäre. Das Kultusministerium
lässt den Schulen freie Hand. 

„Andere Probleme“

Sprecher Dirk Reelfs verkündet: „Die
Schulen legen das selbst fest. Es gibt
natürlich Sympathie für die Berliner

Entscheidung.“ Aber bei einem Auslän-
deranteil von etwa zwei Prozent in
Sachsen läuft das Deutsch nicht Gefahr,
zur Fremdsprache auf den Schulhöfen
zu werden. An der 57. Mittelschule im
Leipziger Westen fallen viele Auslän-
derkinder gar nicht mehr auf, weil sie
schon seit Jahren integriert sind. „Ich
bewundere sie, dass sie nach einem
halben Jahr meist sehr gut Deutsch
können“, schwärmt Hanus. Ein
Deutschzwang sei nicht nötig. Der wür-
de für Neuankömmlinge eher wie ein
Maulkorb wirken. „Neue Schüler kön-
nen meist überhaupt kein Deutsch. Sie
lernen es im speziellen Deutschunter-
richt, ehe sie nach und nach in die Klas-
sen integriert werden“, beschreibt er
die gängige Praxis. „Kinder aus den
GUS-Staaten und aus Vietnam wollen
Kontakt zu deutschen Kindern. Also
lernen sie deren Sprache“, erklärt der
Lehrer. Wenn wirklich mal eine Clique
in ihrer Muttersprache redet, sei das
doch kein Verbrechen. 

Ähnlich geht es an der 16. Mittelschu-
le im Leipziger Multi-Kulti-Osten zu.
„Höre ich auf dem Schulhof Russisch,
Arabisch oder Persisch, ermahne ich die
Gruppe. Dann lächeln wir uns an und
sie wechseln die Sprache“, sagt Schullei-
ter Uwe Hempel und lässt erkennen,
dass er darin kein Problem sieht. Um die
Deutschkenntnisse zu verbessern, wür-
den in den Klassen ausländische mit
deutschen Schülern zusammengesetzt.
Zudem gebe es Kennenlerntage, an de-
nen man sich gegenseitig seine Kulturen
vorstellt. „Wir haben andere Probleme
als die Sprache. Das sind der Umgang
miteinander und der Wille, die Regeln in
Deutschland zu begreifen“, erklärt der
Schulleiter. Ein Sprachzwang sei nicht
kontrollierbar. Erst recht nicht bei Schü-
lern aus 28 Nationen, die an der Schule
im Leipziger Osten ein Fünftel aller Kin-
der ausmachen. „Wenn fünf junge Rus-
sen zusammenstehen, reden die rus-
sisch untereinander“, sagt Hempel und
lässt ein „Na und“ mitklingen. 

Denn es entspricht den internationa-
len Gepflogenheiten. Niemand lässt sich
eine Sprache aufzwingen. Das zeigt
auch ein Blick an die Internationale
Schule in Dresden, wo der Ausländeran-
teil bei 43,7 Prozent liegt. 

„Manchmal auch hochdeutsch“

„Auf unserem Schulhof geht es viel-
sprachig zu. Wir würden Japaner, Deut-
sche oder Franzosen nie zwingen, dort
unbedingt Englisch zu reden. Die Pflicht
gilt nur für den Unterricht“, sagt Schul-
leiter Geoff Clark. Er hält die parallele
Verwendung der Muttersprache nicht
nur für natürlich sondern für notwen-
dig. Eine ähnliche Bedeutung seiner ur-
eigensten Muttersprache sieht Sachsens
Kultusminister Steffen Flath (CDU).
Auch er akzeptiert eine Zweisprachig-
keit an den Schulen, wenn er augen-
zwinkernd sagt: „Auf unseren Schulhö-
fen wird Sächsisch gesprochen. Und
manchmal auch Hochdeutsch.“

Wiedemar. Gewehrsalven, Verwundete,
Blaulicht: Was sich am Freitagabend ge-
gen 21 Uhr im Nebel auf der Staats-
straße zwischen Wiedemar und Sietzsch
(Sachsen-Anhalt) binnen weniger Au-
genblicke abgespielt hat, gleicht einem
Tatort-Drehbuch. Maskierte Männer
zwangen einen Geldtransporter zum
Anhalten und eröffneten ohne Vorwar-
nung das Feuer aus einer Maschinen-
pistole. Anschließend versuchten die

Unbekannten, den Kleinlaster an der
Seite mit einer Flex zu knacken. Als das
fehlschlug, flüchteten sie ohne Beute.
Die beiden Sicherheitsbeamten aber
mussten mit Schusswunden im Bein und
Gesichtsverletzungen ins Krankenhaus.

„Wir haben jede Menge Patronen des
Kalibers 7,62 Millimeter gefunden. Die
Täter müssen mehrfach gefeuert ha-
ben“, lautete die erste Analyse des mög-
lichen Tathergangs von Einsatzleiter

Mario Schuchert. Bei der Waffe habe es
sich um eine Kalaschnikow gehandelt,
so der Schkeuditzer Polizeihauptmeis-
ter, der um 21.20 Uhr den Notruf er-
hielt – vermutlich von einem der bei-
den verwundeten Wachmänner im Wa-
gen.

Kurz darauf wimmelte es am Tatort,
gut 400 Meter nach dem Ortsausgangs-
schild Wiedemars, von Polizei und Ret-
tungskräften. Die Beamten sperrten die

um diese Zeit kaum befahrene Straße
nach Sietzsch weiträumig ab. „Die Poli-
zeitechnik sichert noch die Spuren. Wir
bitten Sie, hinter der Absperrung zu
bleiben“, warb Schuchert um Verständ-
nis. Hinweise auf die Täter gebe es noch
nicht, Augenzeugen würden gesucht.
„Die Fahndung läuft“, sagte er.

Das Ausmaß der Schießerei wurde
erst bei näherer Betrachtung des Geld-
transporters sichtbar. Eine Seite des Wa-

gens war völlig durchlöchert. Eine Sei-
tenscheibe – immerhin aus Sicherheits-
glas – wurde im Kugelhagel zerstört. Ge-
gen 22.30 Uhr tauchten auch Kripo-Be-
amte der Polizeidirektion Westsachsen
am Tatort auf. „Morgen bei Tages-
licht gehen die Ermittlungen weiter“, 
erklärte Kriminal-Oberkommissar An-
dré Pawlowski. Vermutlich wird sich
auch das Landeskriminalamt einschal-
ten. Alexander Weise/Martin Pelzl

Zwei Wachmänner bei Schießerei verletzt – Täter flüchten

Magdeburg (dpa). Der Landeswahl-
ausschuss hat gestern 20 Parteien und
Listenvereinigungen für die Land-
tagswahl am 26. März zugelassen. Bei
der Überprüfung von Wahlprogramm,
Vorständen und Parteisatzung hätten
sich keine gravierenden Mängel erge-
ben, teilte Landeswahlleiter Klaus
Klang in Magdeburg mit. „Mit inhaltli-
chen Aussagen haben wir uns aber
nicht beschäftigt.“ Die Zulassung be-
kamen neben den fünf im Bundestag
vertretenen Parteien auch drei Listen-
vereinigungen.

Über die Zulassung von Landeslisten
und Wahlkreiskandidaten wird am
kommenden Freitag entschieden.
Dann wird geprüft, ob genügend Un-
terstützerunterschriften vorliegen. Für
Wahlkreisbewerber müssen laut Klang
100 Unterschriften vorgelegt werden.
Parteien, die bisher nicht im Parla-
ment vertreten sind, müssen für ihre
Landesliste 1000 Unterschriften vorle-
gen. 2002 seien vor der Landtagswahl
14 von 19 vorgelegten Landeslisten zu-
gelassen worden.

Bei der gestrigen Prüfung sei der
Landeswahlausschuss in Zweifels-
fällen „eher großzügig“ vorgegan-
gen, erklärte Klang. Entscheidend 
für die Teilnahme an der Landtags-
wahl sei letztlich die Sitzung des 
Landeswahlausschusses am 10. Fe-
bruar.

Zugelassen wurden: CDU, Linkspar-
tei, SPD, FDP, Grüne, Allianz für Ge-
sundheit, Frieden und soziale Gerech-
tigkeit, Bund der Bürgerinitiativen und
Freie Wähler, DVU, Zentrumspartei,
Reps, Elternpartei, Freiheitliche Par-
tei, Heimatschutzpartei, Jugendpartei,
Marxistisch-Leninistische Partei, Pro
DM, Unabhängige Bürgerpolitik, Bünd-
nis DKP/KPD, Offensive für Sachsen-
Anhalt, Graue Panther/Tierschutzpar-
tei.

Wahl in Sachsen-Anhalt
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Polizisten sichern gestern Abend den überfallenen Geldtransporter in Wiedemar. Der Tatort nahe des Gewerbegebietes war weiträumig abgesperrt. Foto: Martin Künzel

Bewaffneter Überfall auf Geldtransporter in Wiedemar
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